
es die Arbeitsschutzverordnung vom 22. September 1962 
gibt. Mit diesen in der Funktion des Angeklagten be­
gründeten Anforderungen werden keinesfalls die 
schwerwiegenden und außerordentlich kritikwürdigen 
Versäumnisse in der Leitungstätigkeit des VEB Stark­
stromanlagenbau auf dem Gebiete des Gesundheits­
und Arbeitsschutzes übersehen oder auch nur abge­
schwächt, auf deren Grundlage die im konkreten Fall 
in Erscheinung getretenen Nachlässigkeiten des An­
geklagten in der Wahrnehmung seiner Rechtspflichten 
entstehen konnten und nicht aufgedeckt wurden.
Aus der jedem leitenden Mitarbeiter eines Betriebes — 
angefangen vom Werkleiter bis gegebenenfalls zum 
Brigadier und seinem Stellvertreter — obliegenden 
Pflicht, den Gesundheits- und Arbeitsschutz im jeweili­
gen Verantwortungsbereich zu sichern, folgt dessen 
persönliche Verpflichtung, sich das Wissen über die für 
das konkrete Arbeitsgebiet maßgebenden arbeitsschutz­
rechtlichen Bestimmungen zu verschaffen und ständig 
zu vervollkommnen. Die Anleitung und Kontrolle durch 
die übergeordneten leitenden Mitarbeiter ist eine wich­
tige Voraussetzung für die Vermittlung dieses Wissens, 
befreit den einzelnen leitenden Mitarbeiter aber nicht 
von der persönlichen Verpflichtung. Dieser seiner per­
sönlichen Verantwortung ist der Angeklagte nicht ge­
recht geworden.
Soweit mit der Berufung das Nichtanbringen von 
Warnschildern an der Freileitung der Unfallstelle, die 
unzulängliche Einweisung des vom Angeklagten als 
Leiterspezialisten angesehenen Montagearbeiters L. im 
Umgang mit mechanischen Leitern durch den VEB 
Starkstromanlagenbau, die Beschädigung der Leiter und 
die dadurch bedingte Ablenkung der Arbeiter von der 
Unfallstelle und das Fehlen der Bedienungsvorschrift 
und des Leiterbuches als ursächlich für den Unfall 
angesehen werden, kann dieser Auffassung nicht gefolgt 
werden. Sowohl bei der unzulänglichen Belehrung des
L. durch den Stammbetrieb als auch bei der unterlasse­
nen Reparatur der Leiter und dem Fehlen der Leiter­
unterlagen handelt es sich um gesetzwidrige und ver­
antwortungslose Verhaltensweisen der hierfür verant­
wortlichen Leitungskräfte der genannten Betriebe. 
Diese Umstände waren aber objektiv nicht geeignet, die 
Tötung und Körperverletzung der vier Arbeiter zu be­
wirken. Die unzureichende Belehrung des L. und die 
falsche Auffassung des Angeklagten über dessen Quali­
fikation, die den Angeklagten von seinen persönlichen 
Rechtspflichten nicht befreite, spielen für das hier zu 
beurteilende Verhalten des Angeklagten gegenüber den 
Arbeitern der Brigade M. keine Rolle, weil L. in diesem 
Falle überhaupt nicht in Erscheinung trat und er vom 
Angeklagten auch nicht beauftragt wurde, diese Arbei­
ter mit der Bedienung der Leiter vertraut zu machen. 
Insoweit ergibt sich weder in objektiver noch in 
subjektiver Hinsicht ein Zusammenhang mit den 
Pflichtverletzungen des Angeklagten und den einge­
tretenen Folgen, so daß diese Umstände weder allein 
noch mit ursächlich für das schädliche Ereignis waren.
Im Ergebnis das gleiche trifft für die Beschädigung der 
Leiter und das Fehlen der Leiterunterlagen zu. Unbe­
schadet der auch insoweit rechtswidrigen Verhaltens­
weisen der für die Instandhaltung, Prüfung und Aus­
stattung der Leiter mit den notwendigen Unterlagen 
verantwortlichen Mitarbeiter ist es im konkreten Fall 
ausschließlich durch das gesetzwidrige Verhalten des 
Angeklagten dazu gekommen, daß die Leiter in diesem 
Zustand von den Mitgliedern der Brigade M. überhaupt 
benutzt wurde. Wenn auch der Angeklagte für den Zu­
stand der Leiter teilweise nicht verantwortlich war, so 
doch dafür, daß die Leiter in dem defekten Zustand 
von den von ihm eingesetzten Arbeitern vorschrifts­

widrig bedient und infolge seiner unterlassenen Be­
lehrung und Einweisung sowie Bestellung eines Leiter- 
verantwortlichen in ausgezogenem Zustand bewegt 
wurde.

Auch die unterlassene Beschilderung der Starkstrom­
leitung kann nicht als mit ursächlich oder als alleinige 
Ursache des Arbeitsunfalles beurteilt werden, weil 
allein durch die gesetzwidrige Bedienung und Be­
wegung der Leiter, vor allem aber durch die unter­
lassene Beauftragung eines Leiterverantwortlichen eine 
solche Situation herbeigeführt wurde, die die Berührung 
mit der Starkstromfreileitung ermöglichte. Daraus er­
gibt sich, daß der Kausalverlauf, angefangen vom vor­
schriftswidrigen Einsatz der Leiter bis zu deren Berüh­
rung mit der Starkstromfreileitung und den eingetrete­
nen schwerwiegenden Folgen, ausschließlich durch das 
pflichtwidrige Verhalten des Angeklagten ausgelöst und 
bestimmt wurde.
Dem Bezirksgericht ist daher zuzustimmen, daß diese 
gesamten Umstände die Pflichtverletzungen des Ange­
klagten und den Ablauf des dadurch in Gang gesetzten 
Geschehens begünstigten; sie waren aber weder für die 
Pflichtverletzungen des Angeklagten noch für die einge­
tretenen Folgen allein oder mit ursächlich.

Das trifft für die auch Von der Verteidigung als be­
günstigender Umstand anerkannte mangelnde Leitungs­
tätigkeit im Gesundheits- und Arbeitsschutz des VEB 
Starkstromanlagenbau zu, die mit -dazu beitrug, daß 
verantwortliche leitende Mitarbeiter dieses Betriebes, so 
auch der Angeklagte, die Fragen der Arbeitssicherheit 
nicht in dem erforderlichen Maße beachteten

Die von der Verteidigung in diesem Zusammenhang 
aufgeworfene Frage, ob der Angeklagte überhaupt die 
Fähigkeit gehabt habe, seine Pflicht zur Belehrung der 
von ihm eingesetzten Arbeiter der Brigade M. zu er­
kennen, ist zu bejahen. Die; im VEB Starkstromanlagen­
bau entstandene Atmosphäre der Sorglosigkeit in 
Fragen der Arbeitssicherheit war zwar geeignet und 
hat mit bewirkt, daß sich einige arbeitsschutzverant­
wortliche Mitarbeiter, wie auch der Angeklagte, nicht 
in jeder Situation ihre Verantwortung bewußt gemacht 
haben. Dadurch wurde jedoch nicht die Fähigkeit des 
Angeklagten beseitigt, Inhalt und Umfang seiner Ver­
antwortung zu erkennen, so insbesondere seine Ver­
pflichtung, auch von sich aus etwas tun zu müssen, um 
sein Elementarwissen auf dem Gebiet des Gesundheits­
und Arbeitsschutzes zu erweitern. Seine Unkenntnis 
von der Existenz und dem Inhalt der Arbeitsschutzver­
ordnung, die für seineRechtspflichtverletzungen hinsicht­
lich der Belehrung der Arbeiter der Brigade M. gern. 
ASAO 12/3 und der Bestellung einer Aufsichtsperson“ 
maßgebend war, beruht daher nicht auf einem von 
ihm nicht zu verantwortenden persönlichen Versagen 
oder Unvermögen.

Das Bezirksgericht hat den Angeklagten richtig wegen 
unbewußt fahrlässigen Verstoßes gegen § 31 ASchVO in 
Tateinheit mit unbewußt fahrlässiger Tötung und 
Körperverletzung (§§ 222, 230, 73 StGB) verurteilt. Die 
rechtliche Begründung bedurfte jedoch insoweit der 
Berichtigung, als das Bezirksgericht davon ausgegangen 
ist, daß der Angeklagte die ASAO 12/3 vorsätzlich 
verletzt hat; auch in dieser Hinsicht handelte er unbe­
wußt fahrlässig, weil seine ihm danach obliegende 
Rechtspflicht zur Belehrung der Arbeiter der Brigade
M. durch § 10 Abs. 3 ASchVO begründet wird und er 
dieser Pflicht aus Unkenntnis, die er selbst verschuldete, 
nicht nachkam.

Das Urteil bedurfte jedoch im Strafausspruch, und zwar 
in der Höhe der bedingt ausgesprochenen Gefängnis­
strafe einer Abänderung. (Wird ausgeführt.)
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